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HANS HIRTER

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
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POSTULAT
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POSTULAT
DATUM: 19.06.2015
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POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Mehrfach unter Beschuss geriet Bundesanwaltin Carla Del Ponte. So I6ste eine
Telefoniiberwachungsaktion gegen verschiedene Journalisten, welche sie veranlasst
hatte, um Urhebern von Amtsgeheimnisverletzungen auf die Spur zu kommen, heftige
Proteste der Medien aus. Bundesrat Koller verzichtete - mit dem Argument der
Gewaltentrennung - zwar auf Massnahmen gegen die eifrige Beamtin, ausserte aber die
Meinung, dass er solche Aktionen flr unverhaltnismassig erachte. Umstritten war auch
die Informationspraxis der Bundesanwaltschaft. Der Nationalrat Giberwies ein Postulat
seiner GPK, welches eine klare Koordination und Abgrenzung zwischen der
Informationstatigkeit der Verwaltung einerseits und der Strafverfolgungsbehdrden
andererseits verlangt. '

Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH), welches den Bundesrat
beauftragt, zu Uberprifen, inwiefern dem Parlament ein Informations- und
Kommunikations-Grundlagengesetz unterbreitet werden kénne. ?

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Aufgrund des Berichtes der Arbeitsgruppe Insieme, in dem eine Reihe von Problemen
bei der Steuerung und FuUhrung bei IT-Projekten aufgezeigt wurden, leitete der
Bundesrat eine Prufung aller IKT-Grossprojekte ein. Dies reichte der
Geschaftsprafungskommission des Stédnderates allerdings noch nicht. Neben einer
Anderung des Finanzkontrollgesetzes forderte die GPK-SR mittels Postulat auch eine
Evaluation von Hermes 5, einer Projektmanagementmethode, die vom Bund
mitentwickelt und seit einiger Zeit auch bei IT-Projekten angewendet wird. Das
Postulat, das vom Bundesrat abgelehnt wurde, weil die Uberpriifung von Hermes bereits
standardmassig vorgenommen werde, passierte die kleine Kammer mit 25 zu 3
Stimmen. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter folgten damit dem Argument der
GPK, dass mit einer Evaluation vor allem die Wirkung von Hermes 5 Uberprift werden
soll. ®

Das Postulat von Edith Graf-Litscher (sp, TG), das die Freigabe von o&ffentlichen
Finanzzahlen als Open Government Data (OGD) gefordert hétte, wurde abgeschrieben,
weil es seit mehr als zwei Jahren hangig war. Der Bundesrat hatte allerdings bei seiner
ablehnenden Stellungnahme versprochen, das Anliegen im Rahmen seiner OGD-
Strategie global - und nicht nur im Bereich des Finanzdepartementes - zu prufen.

Die erst kirzlich umgesetzte Revision des Vernehmlassungsverfahrens habe sich gut
eingespielt und insgesamt bewéahrt, weshalb das Postulat Hausammann abzulehnen sei,
begrindete Walter Thurnherr die Position des Bundesrates in der Sommersession 2017
im Nationalrat. Markus Hausammann (svp, TG) fordert eine weitere Vereinfachung des
Vernehmlassungsverfahrens, indem die wichtigsten Dokumente, insbesondere der
Antwortbogen, vereinheitlicht und elektronisch verfugbar gemacht wirden. Der
administrative Aufwand fur die Beantwortung einer Vernehmlassung sei nach wie vor
immens. Man miuisse sich mit unterschiedlichen Grundlagen (geltendes Recht,
vorgeschlagene  Gesetzesanderungen,  Erlduterungen  zum  Gesetzesentwurf,
Antwortformular) herumschlagen, die zudem in jedem Departement unterschiedlich
gestaltet und an unterschiedlichen Orten abrufbar seien. In einigen Amtern miisse die
Antwort elektronisch, in anderen auf vorgedruckten Formularen postalisch eingereicht
werden. Dass das Anliegen nicht aus der Luft gegriffen sei und im Gegensatz zur
Antwort des Bundesrates noch vieles im Argen liege, zeige der Umstand, dass praktisch
die ganze SPK-NR seinen Vorstoss mit unterzeichnet habe - so der Thurgauer weiter.
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POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH

POSTULAT
DATUM: 19.06.2015
LAURA SALATHE

POSTULAT
DATUM: 29.03.2017
LAURA SALATHE

Sein Anliegen wurde denn auch vom Nationalrat mit grosser Mehrheit unterstitzt: 162
Stimmen Uberwogen die zwolf Gegenstimmen, die aus der FDP- (10) und der CVP-
Fraktion (2) stammten (O Enthaltungen), bei weitem. *

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wettbewerb

In der Sommersession 2014 folgte der Nationalrat einem Postulat Birrer-Heimo (sp, LU)
und beauftragte den Bundesrat, in einem Bericht aufzuzeigen, wie Werbeanrufe von
Callcentern mit gefilschten Schweizer Telefonnummern (,Spoofing™) verhindert
werden kénnen. Der Bundesrat sprach sich im Vorfeld fur eine Annahme des Postulats
aus und versprach, die Problematik in einen bereits geplanten Bericht Uber die
Entwicklungen im Fernmeldemarkt aufzunehmen. Um diesen hatte die Kommission fir
Verkehr und Fernmeldewesen des Stéanderates (KVF-SR) im Jahr 2013 ersucht, nachdem
die Telekomindustrie neue Technologien und Preismodelle fir den Mobilfunkverkehr
mit dem Ausland angeklndigt hatte. °

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Ein Postulat Vogler (csp, OW) .Administrative Vereinfachungen beim Vollzug des
Bundesgesetzes iiber das bauerliche Bodenrecht” wurde im Nationalrat ohne
Diskussion angenommen. Der Bundesrat wird damit aufgefordert, in Form eines
Berichtes darzulegen, wie der administrative Aufwand der Umsetzung des
Bundesgesetzes Uber das biuerliche Bodenrecht (BGBB) verringert werden kann.

Der Bericht, welcher zur Erflllung des Postulats Vogler (csp, OW) mit dem Titel
~Administrative Vereinfachungen beim Vollzug des Bundesgesetzes iiber das
bauerliche Bodenrecht™ erstellt wurde, basierte Uberwiegend auf einem Gutachten,
das bei einem auf das Thema spezialisierten Anwalt in Auftrag gegeben worden war.
Kern dieses Gutachtens waren elf mogliche Massnahmen von primar technischer Natur,
welche sich auf spezifische Bereiche des landwirtschaftlichen Boden- und Pachtrechts
bezogen und die vorgeschlagen wurden, um den administrativen Aufwand beim Vollzug
des bauerlichen Bodenrechts (BGBB) und des Bundesgesetzes Uber die
landwirtschaftliche Pacht (LPG) zu reduzieren. Bei der Ausarbeitung der Vorschlage
waren die kantonalen Behérden miteinbezogen worden. Mitunter wurde vorgeschlagen,
dass die Beschrédnkung der Anzahl Miteigentumsanteile von landwirtschaftlichen
Grundstucken aufgehoben werde, da sie zu mehr administrativem Aufwand fihre und
fur keine Partei gewinnbringend sei. Auch die Teilung von Grundsticken entlang der
Nutzungszonen solle vereinfacht werden - so das Gutachten. Weiter enthielten die
Massnahmen Vorschlage fur zusatzliche Ausnahmen von der Bewilligungspflicht, welche
gilt, wenn mit landwirtschaftlichen Grundsticken oder Gewerben gehandelt wird.
Beispielsweise solle die Einrdumung eines Baurechts an Bauten und Pflanzen zu
Gunsten des Pachters eines landwirtschaftlichen Grundstlcks keine Erwerbsbewilligung
mehr bendtigen. Eine andere Massnahme sah vor, dass der Tausch von Grundstlcken
oder Teilen eines Grundstickes gegen Land, Gebdude oder Anlagen ohne
Erwerbsbewilligung ermdglicht werde, sofern kein Aufpreis dafiir bezahlt wirde und die
neuen Grundstlcke fur die Betriebe besser geeignet seien.

Der Bericht wurde durch die Stellungnahme des Bundesrates zu den Massnahmen
komplettiert. Im Grundsatz beurteile er die einzelnen Vorschlage als sinnvoll, jedoch
erachte er den Nutzen, der aus diesen Anpassungen resultiere, als zu gering, als dass er
eine Gesetzesrevision anstossen werde. Allerdings liess er offen, bei einer
anderweitigen Uberarbeitung der Gesetzgebung die hier gemachten Vorschlage noch
einmal vertieft zu prufen.’
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POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
BERNADETTE FLUCKIGER

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
NICOLAS FREYMOND

POSTULAT
DATUM: 15.03.2011
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POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
SUZANNE SCHAR

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
NIKLAUS BIERI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Agglomerationsverkehr, 6ffentlicher Verkehr

Im Juni 2018 reichte Thierry Burkart (fdp, AG) ein Postulat betreffend die Schnittstellen
zwischen Nationalstrassen und dem nachgelagerten Strassennetz ein. Burkart forderte
den Bundesrat darin auf zu erldutern, wie er mit der zunehmenden
Verkehrsiberlastung zwischen den Nationalstrassen und dem nachgelagerten lokalen
Strassennetz umzugehen gedenke.

Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde in der
Herbstsession 2018 vom Nationalrat stillschweigend gutgeheissen. ®

Post und Telekommunikation

Les chambres ont débattu du développement du marché suisse des
télécommunications. Le Conseil des Etats a discuté une motion Forster-Vannini (plr,
SG) (08.3639) demandant une révision partielle de la loi sur les télécommunications
(LTC) afin de renforcer les compétences de I'autorité de régulation, la commission de la
communication (Comcom), en matiere de contrdle de la concurrence. Concrétement,
cette proposition vise a passer d'un mode de régulation ex post a un mode ex ante en
permettant a la Comcom de s’autosaisir lorsqu’elle constate des pratiques irrégulieres,
selon la recommandation émise |‘année précédente par la commission de la
concurrence (Comco) et le surveillant des prix. Partageant la préoccupation de la
motionnaire de garantir une concurrence effective, la CTT-CE a toutefois jugé
inadéquat de procéder a un changement radical du mode de régulation avant méme
d"avoir pu faire le bilan de la mise en ceuvre des dispositions révisées de la LTC. Aussi a-
t-elle déposé un postulat confiant au Conseil fédéral la tache de présenter un rapport
complet sur la libéralisation du marché des télécommunications afin d’évaluer
|"efficacité du dispositif actuel et I'opportunité de réviser la législation. Les sénateurs
n‘ont que partiellement suivi leur CTT, puisqu’ils ont approuvé tant le postulat que la
motion. Le Conseil national a quant a lui suivi I'avis de sa CTT et massivement rejeté la
motion, par 141voix contre 21. (Concernant la précédente révision de la LTC, voir ici.) ?

Nachdem der Standerat 2009 ein Postulat Janiak (sp, BL) (09.3074) zur Uberpriifung der
Frequenzreserven fiir Radio und TV auf Basis des Radio- und Fernseh- sowie des
Fernmeldegesetzes noch abgelehnt hatte, Uberwies der Nationalrat mit 116 zu 45
Stimmen im Marz des Berichtsjahrs den gleichlautenden Vorstoss Leutenegger (fdp,
ZH). Der Bundesrat wies vergeblich darauf hin, dass eine Uberprifung des UKW-
Frequenzbereichs und der Mdglichkeiten des DAB+-Sendernetzes bereits
stattgefunden hatten. (Zum Konzessionierungsverfahren von 2009 siehe hier.)

Im Sommer Uberwies der Nationalrat stillschweigend ein im April eingereichtes Postulat
Amherd (cvp, VS), das die Schaffung von Transparenz bei der Planung und beim Bau der
Breitbandinfrastruktur forderte. Eine staatlich koordinierte Investitionsplanung, die
einer staatlich garantierten Grundversorgung gleichkommt, soll die Entwicklung eines
digitalen Grabens zwischen zentralen und peripheren Lagen verhindern helfen und
wettbewerbsregulierend eingreifen. In seiner Antwort auf das Postulat wies der
Bundesrat auf die geplante Schaffung einer Arbeitsgruppe unter der Leitung des Bakom
hin, die sich breitabgestttzt mit der Thematik befassen soll. Im Frdhsommer lud das
Amt Netzbetreiber, Verbande, Gemeinden, Elektrizitdtswerke, Regionen und Kantone
zur Mitarbeit in der Arbeitsgruppe NGA (next generation access) ein. "

Ein im Juni des Berichtjahres eingereichtes Postulat Noser (fdp, ZH) beauftragt den
Bundesrat, dem Parlament einen Bericht Uber die Entwicklungsméglichkeiten im
Mobilfunk vorzulegen. Ein Augenmerk soll dabei auf die rechtlichen
Rahmenbedingungen gelegt werden, speziell auf die Vereinbarkeit von Raumplanung
und Umweltschutz mit der Errichtung einer modernen Mobilfunkinfrastruktur. Der
Nationalrat iberwies das Postulat im September des Berichtsjahres diskussionslos. "
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POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
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NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Ein im Marz 2014 im Nationalrat eingereichtes Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion
beauftragt den Bundesrat zu prifen, ob eine Anpassung der Verordnung Uber den
Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) den Ausbau der Mobilfunkversorgung
verbessern koénnte. Durch die in der Schweiz sehr tiefen Strahlungsgrenzwerte werde
einerseits der Mobilfunknutzer einer hoheren Strahlenbelastung ausgesetzt, weil die
Geréate mehr leisten mussen, andererseits werden wegen der tiefen Grenzwerte viele
Antennen benétigt, um das stdndig wachsende Datenvolumen zu bewaltigen. Mit
weniger strengen Grenzwerten (welche vergleichbar wéaren mit jenen unserer
Nachbarlander) waren weniger Antennen nétig und die Strahlenbelastung wirde fur die
Nutzer sinken. In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat auf ein Uberwiesenes
Postulat Noser (fdp, ZH) von 2012 hin, bei dessen Beantwortung der Bundesrat auch auf
die im vorliegenden Postulat gestellten Fragen eingehen werde. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulates und der Nationalrat folgte diesem Antrag
diskussionslos. ®

Ein Postulat der KVF-SR bezlglich der Mobiltelefonie-Gebiihren und insbesondere
auch der Roaming-Gebihren hatte Anliegen zweier Motionen aufgenommen (Motionen
Wyss (sp, BE; Mo. 11.3524) und Fuchs (svp, BE; Mo. 11.3472), welche sistiert worden
waren. Das Postulat wurde im Marz 2013 angenommen, im November 2014 legte der
Bundesrat den «Fernmeldebericht 2014 zur Entwicklung im schweizerischen
Fernmeldemarkt und zu den damit verbundenen  gesetzgeberischen
Herausforderungen» in Erflllung des Postulats vor. Bezlglich Roaming stellte der
Bundesrat darin fest, dass gegenwartig «vieles im Fluss» sei und sich eine
Preisregulierung nicht aufdrénge. Im Juni 2015 schrieb der Stédnderat das Postulat auf
Antrag des Bundesrates ab. ™

Der Bundesrat legte im Februar 2015 einen Bericht Uber zukunftstaugliche
Mobilfunknetze vor und erfillte damit die Auftrdge der Postulate Noser (fdp, ZH)
(12.3580) und FDP-Liberale Fraktion (14.3149). Im Juni 2016 schrieb der Nationalrat das
Postulat der FDP-Liberale Fraktion ab. ™

Standerat Eder (fdp, ZG) wollte wissen, welche Auswirkungen die Abschaltung der
analogen Telefonanschliisse auf Lifttelefone und andere Alarmsysteme haben wird. Mit
einem Postulat beauftragte er den Bundesrat, diese Auswirkungen abzukléren und zu
untersuchen, ob die Grundversorgungskonzessionarin verpflichtet werden kénne, die
analoge Infrastruktur fur maximal funf Jahre weiter in Betrieb zu halten. Der Bundesrat
legte in seiner Stellungnahme vom Mai 2016 dar, dass technische Lésungen zu diesem
Problem existierten und es Sache der privaten Nutzer sei, diese Losungen anzuwenden.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung, der Standerat nahm es aber mit 18
zu 15 Stimmen bei 2 Enthaltungen an.

Nachdem der Stéanderat das Postulat Eder (fdp, ZG) bezlglich der Auswirkungen der
Abschaltung der analogen Telefonanschliisse auf Lift- und Alarmsysteme im Juni 2016
Uberwiesen hatte, legte der Bundesrat bereits im Dezember den geforderten Bericht
vor. Der Bundesrat stellte darin fest, dass die Anliegen des Postulanten eingehend
gepruft worden waren, aber kein Handlungsbedarf festgestellt wurde. So seien sowohl
bei Lifttelefonen als auch bei Alarmanlagen mobile Lésungen vorhanden, welche die
Anforderungen an die Stromautonomie erflllen. Der Stéanderat schrieb das Postulat im
Juni 2017 ab. "

Mit einem Postulat griff Standerétin Brigitte Haberli-Koller (cvp, TG) im September 2019
die Frage nach einem nachhaltigen Mobilfunknetz auf. Ein solches misse einerseits
einen optimalen Strahlenschutz gewéhrleisten, andererseits musse die Einfihrung von
5G und nachfolgender Technologien «innert verntnftiger Zeitrdume» sichergestellt
sein. Weiter fragte die Postulantin nach den Vor- und Nachteilen eines einheitlichen
Mobilfunknetzes gegenuber der heutigen Situation mit drei Anbietern sowie nach der
Férderung der Datenlibertragung lber das Glasfasernetz. Ahnliche Fragen hatte die
Postulantin bereits in einer Interpellation (Ip. 19.3169) gestellt, war aber mit den
Antworten des Bundesrates nicht zufrieden. Weil auch in der Gesellschaft nach wie vor
kontrovers Uber die EinfUhrung von 5G diskutiert werde, seien diese Fragen sehr
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POSTULAT
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POSTULAT
DATUM: 14.12.1990
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POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
URS BEER

POSTULAT
DATUM: 16.12.1999
DANIEL BRANDLI

wichtig.

Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung zum Postulat und verwies dabei auf
den Bericht Uber «zukunftstaugliche Mobilfunknetze» von 2015 und auf die
abgeschlossene Revision des Fernmeldegesetzes, in welcher ein Antrag zur
Priorisierung der kabelbasierten Versorgung abgelehnt worden war. Weiter wurde auf
die laufenden Arbeiten der von der damaligen Bundesratin Leuthard eingesetzten
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» hingewiesen. Ein weiterer Bericht sei nicht
notig, weshalb der Bundesrat die Ablehnung des Postulats beantragte.

Im Dezember 2019 behandelte der Stédnderat das Geschéaft und die Postulantin
bedankte sich bei der anwesenden Bundesratin Sommaruga zuerst fur den Bericht der
Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung, der die Fakten zum Mobilfunk umfassend
aufzeige. Daruber hinaus fehle aber die Diskussion tUber mogliche Konzepte fur die
Zukunft des Mobilfunknetzes. Die von ihrem Postulat aufgeworfenen Fragen wirden
sich im Anschluss an den vorhandenen Bericht klaren lassen, gingen aber deutlich Gber
diesen hinaus. Diese Sicht vertrat eine Mehrheit im Saal: Der Stdnderat nahm das
Postulat mit 25 zu 16 Stimmen (keine Enthaltungen) an. ™

Das 2016 angenommene Postulat KVF-NR betreffend die Baubewilligungsverfahren fiir
Mobilfunkantennen fand Eingang in die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, wo es
auch generell um Bauten ausserhalb der Bauzone ging. Zwar hielt der Bundesrat in der
Botschaft zur Teilrevision fest, dass Lockerungen im Baubewilligungsverfahren fur
Mobilfunkantennen gemass dem Postulat geprift worden seien, diese jedoch als nicht
vereinbar mit der Stossrichtung der Revision angesehen wdirden. Nichtsdestotrotz
beantragte der Bundesrat die Abschreibung des Postulats. Am 3. Dezember 2019 beriet
der Nationalrat Uber die 2. Etappe der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes und
beschloss, nicht darauf einzutreten. Am 20. Dezember kam der Rat kurz auf das
Geschaft zurlck: Es galt, Uber die in der Botschaft gestellten Antrage auf Abschreibung
mehrerer Geschafte zu befinden. Der Nationalrat stimmte den beantragten
Abschreibungen in globo still zu und schrieb damit auch das Postulat KVF-NR Uber das
Baubewilligungsverfahren fir Mobilfunkantennen ab. "

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Gutgeheissen wurde ebenfalls ein Postulat des Christlichdemokraten Widrig (SG),
welches nicht nur in seiner eigenen, sondern in allen burgerlichen Parteien breite
Unterstltzung gefunden hatte. Widrig schlug darin dem Bundesrat vor, die Verbriefung
von Hypothekaranlagen zu prifen und durch die Beseitigung steuerlicher Hemmnisse,
wie die Abschaffung der Stempelsteuer oder eine Reduktion der Verrechnungssteuer,
den Erwerb von Wohneigentum zu férdern. %

Raumplanung

Der Nationalrat Uberwies ein Postulat Weyeneth (svp, BE) flr eine Regelung
einzufihren, die es den Gemeinden erlaubt, mit vertretbarem Aufwand Flanierzonen
als Mittel zur Zentrenaufwertung einzurichten, in denen eine Verkehrsberuhigung ohne
Zutrittsbeschrankungen bei gleichzeitigem Fussgangervortritt angestrebt wird.

In der Wintersession Uberwies der Standerat ein Postulat Hofmann (svp, ZH), welches
den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zu den raumordnungspolitischen
Auswirkungen der bilateralen Vertriage mit der EU auf die Grenzkantone vorzulegen.
Ein gleichlautendes Postulat ist vom Tessiner Ratti (cvp) (99.3513) im Nationalrat
eingereicht, durch Robbiani (cvp) in der Wintersession Ubernommen, aber noch nicht
behandelt worden. Der Bericht wird auf Mitte 2002 erwartet. ??
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POSTULAT
DATUM: 24.03.2000
DANIEL BRANDLI

POSTULAT
DATUM: 18.03.20056
MAGDALENA BERNATH

POSTULAT
DATUM: 01.10.2010
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
MARLENE GERBER

Nachdem der Sténderat in der vergangenen Wintersession ein Postulat Hofmann (svp,
ZH) (99.3531) angenommen hatte, welches den Bundesrat beauftragt, einen Bericht zu
den raumordnungspolitischen Auswirkungen der bilateralen Vertrage mit der EU auf
die Grenzkantone vorzulegen, hat nun auch der Nationalrat ein gleichlautendes
Postulat Ratti (cvp, TI) gutgeheissen. Der Bericht wird bis Mitte 2002 erwartet.

Diskussionslos stimmte der Nationalrat einem Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
zu, welches einen Massnahmenplan zur Férderung der Umnutzung von Industrie- und
Gewerbebrachen verlangt. %

In der Herbstsession behandelte der Nationalrat zwei Vorstdsse, welche sich mit der
Komplexitédt der Umnutzung von landwirtschaftlichen Bauten ausserhalb der Bauzone
beschaftigen. Die Motion Wandfluh (svp, BE), welche konkret mit einer Anderung von
Artikel 24c und 24d des RPG den Umbau von landwirtschaftlichen Bauten in
Wohnflachen erleichtern will, wurde von einer geschlossenen burgerlichen Mehrheit
deutlich angenommen. Weiter Uberwies die grosse Kammer das Postulat Hassler (bdp,
GR), welches aufgrund desselben Anliegens den Bundesrat veranlasst, zu prifen, wie
das Raumplanungsrecht angepasst werden kénnte. %

Der Sténderat Uberwies ein Postulat Imoberdorf (csp, VS), das vom Bundesrat eine
Ubersicht tber bestehende raumplanerische Bestimmungen zum Agrotourismus im
angrenzenden Ausland verlangte. Es forderte von der Regierung, dass diese aufzeige,
wie das Schweizer Recht im Rahmen einer umfassenden Teilrevision des RPG an die
weniger restriktiven, auslandischen Bestimmungen angepasst werden kénnte. Dieser
Vorstoss nahm das Anliegen einer abgeschriebenen Motion Zemp (cvp, AG) wieder auf,
welche aufgrund eingeschrénkter raumplanerischer Moglichkeiten bereits im 2008 um
die Wettbewerbsfahigkeit des Schweizer Agrotourismus im Vergleich zum
benachbarten Ausland besorgt war. 2

Nachdem der Bundesrat in seiner Antwort auf eine Interpellation Riklin (cvp, ZH)
eingestanden hatte, dass die Nutzung des Untergrundes nur unzureichend geregelt sei,
verlangte die Urheberin der Interpellation in einem Postulat einen Bericht Uber die
geltende Rechtssetzung in der Schweiz und Méglichkeiten zur Verbesserung der
Nutzungssituation. Der Nationalrat Gberwies das Geschéaft diskussionslos. %

Wyss (gp, SO) und Vischer (gp, ZH) &usserten in zwei Postulaten Bedenken, dass
Pendlerstrome zur Zersiedelung der Landschaft beitragen und hohe
Infrastrukturkosten verursachen wurden. Aus diesen Grunden verlangten die zwei
Geschafte vom Bundesrat einen Bericht, der aufzeigen soll, mit welchen Anreizen
Arbeitsplatz und Wohnort wieder néher zusammengefihrt werden kénnen. Der
Bundesrat zeigte sich bereit, die den Anliegen zu Grunde liegenden Fragestellungen im
Rahmen der zweiten Etappe der RPG-Revision oder allenfalls in der Botschaft zur
neuen Energiepolitik aufzugreifen. In der Herbstsession Uberwies der Nationalrat das
Postulat Wyss, lehnte in der folgenden Session das Postulat Vischer, welches vom
Bundesrat das Aufzeigen von konkreten Massnahmen in der Raumplanung forderte,
jedoch ab. ?®

Mit der deutlichen Annahme des Raumplanungsgesetzes habe das Volk seine Forderung
zur Verbesserung des Vollzugs in der Raumplanung zum Ausdruck gebracht, zeigte sich
Albert Vitali (fdp, LU) Uberzeugt. In einem im Juni eingereichten Postulat forderte er
denn auch eine Evaluation der Sachplanung des Bundes. Die Sachplanung hinke den
gesetzlichen Anforderungen hinterher, was unter anderem eine abgestimmte
Koordination zwischen Kantonen, Gemeinden und Stadten erschwere. Der Postulant
erinnerte die Regierung auch an die aus der Raumplanungsverordnung vom 22. Oktober
1997 erwachsende Verpflichtung zur Erstellung eines ebensolchen Evaluationsberichts
pro Legislaturperiode, welcher der Bund bereits seit langerem nicht mehr
nachgekommen sei. Mit der Erstellung eines Berichts, der sowohl Licken wie auch
Verbesserungsvorschlage aufzeigen soll, sei vorzugsweise eine extern eingesetzte
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POSTULAT
DATUM: 05.12.2014
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 25.09.2015
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 02.03.2016
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATUM: 15.06.2016
DIANE PORCELLANA

Arbeitsgruppe zu betrauen. Der Bundesrat beantragte ohne eigene Ausflihrungen die
Annahme des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem Ansuchen in der Sommersession
und Uberwies das Postulat zuhanden der Regierung. %

Im Dezember 2014 veroffentlichte das ARE in Erflllung eines Postulats Riklin (cvp, ZH)
einen Bericht, worin das Bundesamt die gegenwértige Rechtslage zur Nutzung des
Untergrundes darlegt sowie mégliche Massnahmen aufzeigt, wie die Nachhaltigkeit der
Nutzung gesteigert werden kdnnte. Mdglichkeiten, Letzteres zu foérdern, sieht der
Bericht im Rahmen der in Angriff ggnommenen 2. Etappe der RPG-Teilrevision, in der
Uberpriifung des Haftungsrechts auf notwendige Prazisierungen, in der verbesserten
Erfassung und Verflgbarkeit von geologischen Daten sowie Daten bezuglich Nutzung
des Untergrundes und in der verstérkten Zusammenarbeit zwischen den foderalen
Einheiten. Gleichzeitig hélt der Bericht fest, dass die Regierung die bestehende
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen unangetastet lassen will und sich
gegen die Schaffung eines eigenen Untergrundgesetzes stellt. *©

In einem Bericht hat der Bundesrat Potenzial und Mdéglichkeiten zur Forderung des
verdichteten Bauens in Ortskernen aufzuzeigen. Diesen Auftrag erhielt die Regierung
vom Nationalrat, der ein entsprechendes Postulat von Graffenried (gp, BE) in der
Wintersession 2014 diskussionslos Gberwies. *'

Stillschweigend Uberwies der Nationalrat auf Anraten des Bundesrates in der
Herbstsession 2015 ein Postulat Bourgeois (fdp, FR), das einen Bericht zu kiinftigen
Entwicklungen im Raumplanungsrecht fordert. Darin soll sich der Bundesrat mit den
bevorstehenden demographischen und klimatischen Herausforderungen
auseinandersetzen und deren Auswirkungen auf die Raumplanung aufzeigen -
insbesondere in Zusammenhang mit den landwirtschaftlichen Nutzflachen. *

Les commissions de gestion (CdG) des chambres fédérales ont mandaté le CPA afin
d'évaluer les mesures de préservation des terres cultivables, en se focalisant plus
particulierement sur la protection des surfaces d'assolement. D'apres les conclusions
du rapport, la législation fédérale actuelle ne protege pas suffisamment les terres
cultivables. De plus, la Confédération et I'Administration fédérale ne surveillent pas
correctement la mise en ceuvre cantonale des prescriptions relatives a la protection
des terres cultivables. Suite & ces constats, la Commission de gestion du Conseil
national a déposé un postulat demandant au Conseil fédéral d'établir un rapport entre
la préservation des terres cultivables et les autres exigences en matiére de protection.
En cas d'acceptation, le Conseil fédéral devra soumettre un compte-rendu analysant la
maniere dont les priorités ont été définies pour les exigences en matiére de protection
des sols. Il examinera le rapport entre les terres cultivables et la protection des foréts.
Finalement il présentera des solutions législatives pour améliorer la coordination et
I'narmonisation entre les exigences en matiere de protection et I'utilisation des sols. Le
Conseil fédéral recommande lI'acceptation du postulat. Toutefois, il n'est pas
nécessaire, selon lui, d'élaborer un rapport spécifique aux préoccupations avancées
dans le postulat. En 2016-2017, un groupe d'experts se penchera sur le plan sectoriel de
la Confédération consacré aux surfaces d'assolement et intégrera les différentes
demandes. Le Conseil national adopte le postulat. **

Par 109 voix contre 59, le Conseil national a adopté le postulat déposé par Karl Vogler
(pcs, OW) pour une meilleure coordination de I'aménagement du territoire et de la
planification des transports. L'aménagement du territoire relevant prioritairement des
cantons et la planification des transports étant de la compétence de la Confédération,
une meilleure coordination a I'échelle nationale permettrait un développement plus
ciblé des infrastructures de transport ainsi qu'une diminution des codts. Les conseillers
nationaux chargent ainsi le Conseil fédéral de leur soumettre un rapport fournissant
des solutions pour mieux coordonner ces deux domaines. |l signalera les domaines dans
lesquels il est nécessaire d'intervenir et présentera les exemples a suivre, tout en
faisant appel a des experts indépendants et a I'appui des cantons. Le Conseil fédéral
avait proposé |'acceptation du postulat. *
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DATUM: 26.09.2016
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATUM: 17.03.2017
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
SEAN MULLER

POSTULAT
DATUM: 25.09.2019
SEAN MULLER

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SEAN MULLER

Claude Héche (ps, JU) invite le Conseil fédéral a compléter les objectifs stratégiques
assignés aux entreprises fédérales, afin qu'elles contribuent au développement des
régions de montagne et des espaces ruraux. Ces entreprises n'ont aucune obligation
d'appuyer la mise en ceuvre de la politique de la Confédération en faveur des régions et
espaces ruraux. Les objectifs stratégiques fixés par le Conseil fédéral relatifs a ces
régions sont vagues. L'auteur est d'avis que, par leur soutien, les entreprises en
question peuvent renforcer le développement socio-économique régional.

L'acteur concerné propose de rejeter le postulat. Il estime qu'il dispose des
instruments adéquats pour mettre en ceuvre cette politique. La Confédération soutient
des secteurs économiques et des projets d'infrastructures. Les entreprises fédérales,
prestataires de services universels, sont actives sur I'ensemble du territoire helvétique
et contribuent ainsi au développement régional, selon I'avis du Conseil fédéral. Il ne
concoit pas l'exercice d'un contrdéle économique sur ces entreprises comme un
instrument de la politique régionale. Il estime que la présence et la fonction régionales
de celles-ci pourraient se faire plutot au moyen d'une convention de prestations, d'une
concession de service universel ou par mandat légal. Les conseillers d'Etats ne
partagent pas cet avis, ils adoptent le postulat par 31 voix contre 10 et 2 absentions. Le
Conseil fédéral devra donc répondre a la demande formulée. *°

Le Conseil national adopte le postulat de Karl Vogler (pcs, OW) concernant les données
géologiques relatives au sous-sol, comme le souhaitait le Conseil fédéral. Celui-ci
devra fournir un rapport sur les mesures existantes ou & aménager pour recueillir,
coordonner et réglementer de maniére uniforme les informations géologiques utiles
pour I'aménagement du sous-sol. La révision de la loi sur I'aménagement du territoire
(LAT 1) traite de la planification en sous-sol. Toutefois, le postulant remarque des
manquements au niveau des géodonnées disponibles, nécessaires a cette planification.
Peu de cantons disposent d'une réglementation actuelle de I'utilisation du sous-sol.
Seuls quelques-uns réglementent la saisie et I'utilisation de ces données, obligeant les
privés a fournir ces informations pour une utilisation a des fins de planification. %

Trotz Widerstand der SVP-Fraktion Uberwies der Nationalrat Mitte September 2019 das
von Claude Béglé (cvp, VD) eingereichte Postulat «Smarte Industrie- und
Gewerbezonen: Fiir eine verbesserte Planung der Industrie- und Gewerbezonen». Im
Wesentlichen ging es dem Motionéar um die Schaffung von entsprechenden Anreizen fur
die Gemeinden. Namens der Regierung ging Bundesratin Simonetta Sommaruga mit
dem Antragsteller Uberein, «dass der Umgang der Kantone und Gemeinden mit ihren
Arbeitszonen ein wichtiger Bestandteil einer nachhaltigen Raumentwicklung ist.» Der
Rat nahm das Postulat mit 124 zu 64 Stimmen an. ¥’

Im September 2019 nahm der Stédnderat das Postulat der UREK-SR zur Erleichterung
der Verdichtung stillschweigend an. Damit wurde der Bundesrat beauftragt
aufzuzeigen, wie energetisches Sanieren und Verdichten in Bauzonen optimal
kombiniert werden kénnen. Abgesehen von dem von Kommissionssprecher Damian
Muller (fdp, LU) hervorgehobenen «Zielkonflikt zwischen der COO-Reduktion und dem
Heimat- und Ortsbildschutz» gehe es hierbei auch um féderale Fragen, wie Werner
Luginbuhl (bdp, BE) erklarte. Denn sowohl auf Bundesstufe wie auch in den Kantonen
sei der Handlungsbedarf aufzuzeigen. *

Diskussionslos Uberwies der Nationalrat im September 2019 ein Postulat von Philipp
Kutter (cvp, ZH) Uber besondere Herausforderungen der Agglomerationen. Auch der
Bundesrat hatte Annahme beantragt mit der Begrindung, dass ab 2022 sowieso eine
Evaluation der Agglomerationspolitik 2016+ anstehe. Die nun im Postulat speziell
erwédhnten Bereiche umfassen die Raumplanung und Mobilitédt einerseits und die
Wirtschaftsentwicklung sowie mogliche Unterstitzung von  Agglomerationen
andererseits.

Bereits im Februar 2019 hatten das ARE und das SECO dem Bundesrat eine gemeinsame
«Berichterstattung zum Stand der Umsetzung der Agglomerationspolitik 2016+ und der
Politik fur die landlichen Rdume und Berggebiete» vorgelegt. Unter anderem definiert
dieser Zwischenbericht vier Arbeitsschwerpunkte flr die Periode von 2020 bis 2023:
eine bessere Mobilisierung der Schlisselakteure; vermehrte Nutzung der Tripartiten
Konferenz (Bund, Kantone und Gemeinden) als «Plattform flr strategische Diskussionen
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POSTULAT
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SERGE TERRIBILINI

POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
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zwischen  den  Staatsebenen»; klarere  Identifikation =~ des  Stadt-Land-
Koordinationsbedarfs sowie die Aufnahme aktueller Themen wie etwa Digitalisierung
oder Klimawandel und die Entwicklung entsprechender Massnahmen. Die
Agglomerationspolitik im Speziellen soll von ihrem bisher exklusiven Fokus auf den
Verkehr  abrlcken, der im 2017 geschaffenen  Nationalstrassen-  und
Agglomerationsverkehrsfonds (NAF) seinen Hohepunkt fand. %

Beat Flach (glp, AG) forderte mit seinem Postulat zum Wildwuchs und Wirrwarr bei den
Regeln der Baukunde einen Bericht des Bundesrates, der Massnahmen flr eine
verbesserte Koordination der verschiedenen technischen Regelungen und der
dahinterstehenden Akteure im Planungs- und Bauwesen aufzeigen soll. Laut einer in
der Begrindung zitierten Studie des SECO wdirde allein das Baubewilligungsverfahren
Regulierungskosten von tber CHF 600 Mio. pro Jahr verursachen. Nachdem auch der
Bundesrat Annahme des Postulates beantragt hatte, Gberwies es der Nationalrat im
September 2019 stillschweigend. *°

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Pour ce qui est des taxes incitatrices, le Conseil national a transmis le postulat
Allenspach (prd, ZH), qui demande au gouvernement d'examiner la forme qu'elles
devraient prendre pour qu'elles n'influent pas sur I'indice des prix a la consommation. *

Sozialpolitik

Bevéilkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Le postulat sur I’environnement de travail inclusif a I’ére de la numérisation déposé
par Pascale Bruderer Wyss (ps, AG) demandait que le Conseil fédéral examine les
opportunités et risques liés a la numérisation et & l'automatisation concernant
I"inclusion professionnelle des personnes en situation de handicap. Il demandait, de
plus, que le Conseil fédéral envisage les mesures a prendre afin d’exploiter les
opportunités et de réduire les risques a ce sujet. Ce dernier recommande le rejet du
postulat. Il est d'avis qu'il n"est pas opportun d’élaborer un rapport actuellement, étant
donné que des projets et conférences se pencheront sur cette problématique en 2017.
Il'y aura notamment la Conférence nationale en faveur de l'intégration des personnes
en situation de handicap sur le marché du travail qui vise I"élaboration d'un plan
directeur afin d’améliorer leur réinsertion. De plus, le Conseil fédéral va présenter un
rapport sur le marché du travail en réponse au postulat de Mathias Reynard (ps, VS)
"Automatisation. Risques et opportunités"” (15.3854), en plus de sa Stratégie «Suisse
numeérique». Lors de la session de printemps 2017, le Conseil des Etats a adopté le
postulat avec 33 voix contre 8. **
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